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V o r w o r t 

Das Äquivalenzprinzip hat in der Finanzwissenschaft als eines der sog. Fun-
damentalprinzipien der Besteuerung eine lange Tradition. Trotzdem werden die 
mit ihm verbundenen allokativen Vorzüge mit Blick auf die Finanzierung und 
Organisation der Staatstätigkeit nicht immer ausreichend gesehen. Diese Wir-
kungen resultieren insbesondere aus den Steuerungseffekten,  die eine stärker 
äquivalenzorientierte Gestaltung der öffentlichen  Einnahmen, der Budgetpro-
zesse und der Staatsorganisation im politischen Prozeß entfaltet. Im Rahmen 
der vorliegenden Studie werden diese Wirkungen aus einer vorrangig polit-
ökonomischen Perspektive analysiert sowie Anknüpfungspunkte für eine ver-
stärkte Anwendung und Umsetzung des Äquivalenzprinzips herausgearbeitet. 

Die Arbeit entstand während meiner Zeit als Wissenschaftlicher Assistent in 
der Abteilung für Finanzwissenschaft an der Philipps-Universität Marburg. Sie 
wurde im Januar 1998 vom Fachbereich Wirtschaftswissenschaften  der 
Philipps-Universität als Habilitationsschrift  angenommen. 

Für die jahrelange vertrauensvolle Zusammenarbeit danke ich insbesondere 
Herrn Professor  Dr. Horst Zimmermann, der das Entstehen der Arbeit begleitet 
und auch das Erstgutachten übernommen hat. Ich danke darüber hinaus Herrn 
Prof.  Dr. Hans-Günter Krüsselberg für die Übernahme des Zweitgutachtens. 
Die großzügige Unterstützung des Habilitationsvorhabens durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft  ermöglichte mir einen Aufenthalt am Center for Study 
of Public Choice in Fairfax/VA. Der Deutschen Forschungsgemeinschaft  sowie 
dem Center sei dafür ebenfalls herzlich gedankt. 

Leipzig, im Dezember 2000 Bernd  Hansjürgens 
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Erster  Teil 

Konzeptionelle Grundlagen und Stand der Diskussion 
um das Äquivalenzprinzip 

Kapitel I 

Konzeptionelle Grundlagen 

Das Äquivalenzprinzip, auch Nutzen-, Vorteils- oder Interessenprinzip 
(benefit principle) genannt, besagt, daß die Staatsbürger gemäß dem erhaltenen 
Nutzen, dem realisierten Vorteil oder dem erreichten Grad an Interessenbefrie-
digung zur Finanzierung der staatlichen Leistungen beitragen sollen. Kosten 
und Nutzenstiftung staatlicher Leistungen sollen sich entsprechen. Es wird 
damit die dem marktlichen Interaktionsprozeß zugrundeliegende Tauschlogik 
auf den öffentlichen  Sektor übertragen. In Budgetgrößen bedeutet dies, daß sich 
die Verteilung der Finanzierungslasten an den nutzenstiftenden Ausgaben ori-
entieren soll. Das Äquivalenzprinzip schlägt damit eine Brücke zwischen den 
staatlichen Ausgaben und ihrer Finanzierung, indem es eine unmittelbare Ver-
bindung zwischen beiden Budgetseiten herstellt. Es fragt nicht nur nach der 
Verteilung der Finanzierungslasten, sondern auch nach der Bestimmung von 
Höhe und Struktur des Budgets: „In this ... approach, the distribution of taxes is 
not treated in isolation from the outlay side of the budget, and an explicit at-
tempt is made to make the bridge between taxation and spending. The question 
posed here is not simply about the efficient  distribution of taxes for some exo-
genously determined revenue total. Instead, the question becomes: what is the 
efficient  size of government?"1 

Dem Äquivalenzprinzip und der diesem Prinzip zugrundeliegenden Verbun-
denheit von Einnahmen- und Ausgabenseite des Budgets steht als Finanzie-
rungsregel der staatlichen Tätigkeit die „Nicht-Äquivalenzfinanzierung" gegen-
über. Unter diesen Begriff  können jene Betrachtungen subsummiert werden, die 
auf eine Trennung der beiden Budgetseiten hinauslaufen. Damit bezieht sich 
Nicht-Äquivalenzfinanzierung zunächst einmal auf das Leistungsfähigkeits-
prinzip der Besteuerung. Beim Leistungsfähigkeitsprinzip orientiert sich die 
Abgabenbemessung an den Bedürfnisbefriedigungsmöglichkeiten  der Zensiten. 

1 Buchanan (1993a), S. 403 f. 

2 Hansjürgens 



18 1. Teil: Grundlagen und Diskussionsstand 

Die Bemessung der Finanzierungslasten erfolgt  unabhängig von den mit der 
Verwendung der Mittel einhergehenden Nutzen. Einnahmen- und Ausgabensei-
te des Budgets werden nicht als Einheit, sondern getrennt voneinander betrach-
tet. Gestalt und Umfang öffentlicher  Leistungen werden als exogen vorgegebe-
ne, von der Abgabenerhebung unabhängig zu ermittelnde Größen aufgefaßt. 
Der Budgetprozeß wird als ein Vorgang begriffen,  der sich in zwei Schritten 
vollzieht: (1) die Einnahmenbeschaffung  und (2) die Verausgabung der Mittel:2  

„This approach is based on some implicit assumptions that the size and com-
position of the government budget are beyond the competence of normative 
advice and, further,  that the distribution of taxation exerts little or no feedback, 
neither positive nor normative, on those forces that do, in fact, determine the 
allocation of outlay for the policy."3 

Diese Gegenüberstellung von Äquivalenz- und Leistungsfähigkeitsprinzip als 
Fundamentalprinzipien der Besteuerung4 hat lange Zeit die finanzwissenschaft-
lichen Betrachtungen dominiert. Sie greift  jedoch insofern zu kurz, als eine 
Nicht-Äquivalenzfinanzierung auch jenen Betrachtungen zugrundeliegt, die eine 
Trennung der beiden Budgetseiten vornehmen, ohne dabei auf das Leistungs-
fähigkeitsprinzip als Steuerverteilungsnorm Bezug zu nehmen. Gedacht sei hier 
etwa an die Optimalsteuertheorie, die üblicherweise ebenfalls von einer Tren-
nung der Einnahmen- und der Ausgabenseite des Budgets ausgeht, aber ohne 
Zweifel nicht den Ansätzen der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit zuzu-
ordnen ist. Vor diesem Hintergrund ist es präziser, von Nicht-
Äquivalenzfinanzierung zu sprechen, wenn der dem Äquivalenzprinzip gegen-
überstehende Fall der Trennung beider Budgetseiten gemeint ist. 

Das Ziel der vorliegenden Studie liegt darin, die Bedeutung des Äquivalenz-
prinzips für die öffentliche  Finanzwirtschaft  und die Staatsorganisation heraus-
zustellen sowie Möglichkeiten einer verstärkten Umsetzung dieses Prinzips auf-
zuzeigen. Es geht darum zu zeigen, welchen Beitrag die Ökonomik leisten kann, 
wenn es darum geht, die politische Diskussion mit theoretisch fundierten Argu-
menten auszustatten, um zu einer effizienten  Gestaltung der Staatsfinanzierung 
und der Staatsorganisation zu gelangen. Damit knüpft die Arbeit an klassische 
finanzwissenschaftliche  Studien an. Zu nennen sind hier vor allem die Analysen 
von Wickseil  (1896) und Lindahl  (1919), aber auch zahlreiche weitere Arbeiten 
auf dem Gebiet der Finanzwissenschaft, die allesamt die Notwendigkeit der 
Herstellung einer Beziehung zwischen der Einnahmen- und der Ausgabenseite 
des Budgets gesehen haben. Diese Analysen haben aber, wenn überhaupt, nur 

2 Vgl. anschaulich auch Musgrave/Peacock  (1958), S. IX-XIX; Musgrave  (1969), 
S. 797 ff. 

3 Buchanan (1993a), S. 403. 
4 Vgl. Haller  {m\\  S. 9 ff. 
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begrenzt Bezug genommen auf konkrete budgetpolitische Abläufe und sind da-
her zu einem großen Teil als „institutionenleer" zu bezeichnen. Dieser Mangel 
soll in der vorliegenden Studie überwunden werden, indem die Wirkungen des 
Äquivalenzprinzips auf die Entscheidungsabläufe politischer Akteure in reprä-
sentativen Demokratien analysiert werden. Die zentrale These, die den Aus-
gangspunkt bildet und die es im weiteren Verlauf zu belegen gilt, lautet, daß die 
Probleme der Staatsfinanzierung in den westlichen Demokratien, die spätestens 
seit dem Ende der 80er Jahre die politische Diskussion mitbestimmen, zu einem 
wesentlichen Teil auf eine Verletzung äquivalenztheoretischer Grundzusam-
menhänge zurückzuführen  sind. Zur Überwindung der Probleme der Staatsfi-
nanzierung sind daher grundlegende und langfristig anzulegende fundamentale 
Reformen anzustreben. Hierzu kann das Äquivalenzprinzip als Leitlinie einen 
wichtigen Beitrag leisten. 

Die folgenden Abschnitte dieses vorbereitenden Kapitels sind den konzep-
tionellen Grundlagen des Äquivalenzprinzips gewidmet. In Unterkapitel A wird 
die Problemstellung näher gekennzeichnet. Dazu werden einerseits die derzeiti-
ge Rezeption des Leistungsfähigkeits- und des Äquivalenzprinzips in der Fi-
nanz- und Rechtswissenschaft sowie in der Finanzpolitik wiedergegeben sowie 
andererseits die Entwicklungen der Staatsfinanzierung vor dem Hintergrund der 
Besteuerungsprinzipien aufgezeigt. In Unterkapitel Β wird auf das in der Studie 
zugrundeliegende Verhältnis von positiver und normativer Analyse eingegan-
gen. Unterkapitel C entwickelt dann Effizienzkriterien,  vor deren Hintergrund 
das Äquivalenzprinzip zu beurteilen ist. In D werden begriffliche  und inhaltli-
che Abgrenzungen und Konkretisierungen des Äquivalenzprinzips vorgenom-
men. Unterkapitel E. gibt schließlich einen Überblick über die weitere Vorge-
hensweise in dieser Studie. 

A. Problemstellung 

/.  Ausgangspunkt:  Bevorzugung  des Leistungsfähigkeitsprinzips 
und Trennung  beider  Budgetseiten 

in der  Finanz-  und Rechtswissenschaft 
sowie  in der  Finanzpolitik 

Um den gegenwärtigen Stellenwert des Äquivalenzprinzips auszumachen, sei 
hier auf finanz- und rechtswissenschaftliche Analysen sowie auf die derzeitige 
Berücksichtigung des Prinzips in der Finanzpolitik (vor allem der Steuerpolitik) 
eingegangen. In heutigen finanzwissenschaftlichen  Betrachtungen  steht das 
Leistungsfähigkeitsprinzip zumeist im Vordergrund. Das Äquivalenzprinzip 
wird oft nur am Rande behandelt, wobei jeweils die Grenzen seiner Anwendung 

2* 


